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28.06.2016
Norm

AIVG §46
VWGVG §13 Abs2
VWGVG 8§13 Abs5
VWGVG 8§31 Abs1
1. AIVG Art. 3 § 46 heute

AIVG Art. 3 § 46 glltig von 01.07.2025 bis 30.06.2025zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2024
AIVG Art. 3 § 46 glltig ab 01.07.2025zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 47/2025
AIVG Art. 3 § 46 glltig von 08.01.2018 bis 30.06.2025zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2018
AIVG Art. 3 § 46 glltig von 01.08.2010 bis 07.01.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 63/2010
AIVG Art. 3 § 46 glltig von 01.07.2010 bis 31.07.2010zuletzt geandert durch BGBI. I Nr. 5/2010
AIVG Art. 3 § 46 glltig von 01.07.2008 bis 30.06.2010zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 82/2008
AIVG Art. 3 § 46 glltig von 01.01.2005 bis 30.06.2008zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 77/2004

9. AIVG Art. 3 8 46 gultig von 01.01.1998 bis 31.12.2004zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 139/1997
10. AIVG Art. 3 § 46 gultig von 01.07.1996 bis 31.12.1997 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 201/1996
11. AIVG Art. 3 8 46 gultig von 01.05.1995 bis 30.06.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 297/1995
12. AIVG Art. 3 § 46 gultig von 01.07.1994 bis 30.04.1995zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
13. AIVG Art. 3 § 46 gultig von 01.07.1990 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 412/1990

© N o v~ wDN

VWGVG § 13 heute

VwGVG § 13 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

VwWGVG § 13 gultig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
VWGVG § 13 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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VWGVG § 13 heute

VwWGVG § 13 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

VwWGVG § 13 gultig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
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6. VWGVG § 13 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

1. VwWGVG 8 31 heute
2. VWGVG § 31 glltig ab 01.09.2018 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 57/2018
3. VwWGVG § 31 glltig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 31 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
Spruch

W141 2128677-1/2E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HOLLERER als Einzelrichter betreffend die
Beschwerde des XXXX, gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung (Spruchpunkt B) des Bescheides des
Arbeitsmarktservice Wien XXXX vom 24.05.2016, betreffend den Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld
(Spruchpunkt A) beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HOLLERER als
Einzelrichter betreffend die Beschwerde des romisch 40 , gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
(Spruchpunkt B) des Bescheides des Arbeitsmarktservice Wien rémisch 40 vom 24.05.2016, betreffend den Verlust des
Anspruches auf Arbeitslosengeld (Spruchpunkt A) beschlossen:

Der Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung wird gemaf3

831 Abs. 1iVm § 13 Abs. 5 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwWGVG) idgF stattgegeben und Spruchpunkt B
des bekampften Bescheides ersatzlos behoben.Paragraph 31, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 13, Absatz 5,
des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG) idgF stattgegeben und Spruchpunkt B des bekampften
Bescheides ersatzlos behoben.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit dem Bescheid des Arbeitsmarktservices Wien XXXX vom 24.05.2016 wurde im Spruchpunkt A) des bekampften
Bescheides gemall § 46 Abs. 6 AIVG idgF der Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld ab 01.04.2016
ausgesprochen. Nachsicht wurde nicht erteilt.1. Mit dem Bescheid des Arbeitsmarktservices Wien romisch 40 vom
24.05.2016 wurde im Spruchpunkt A) des bekampften Bescheides gemal’ Paragraph 46, Absatz 6, AIVG idgF der Verlust
des Anspruches auf Arbeitslosengeld ab 01.04.2016 ausgesprochen. Nachsicht wurde nicht erteilt.

Begrindend fuhrte das Arbeitsmarktservice - nach Wiedergabe der gesetzlichen Bestimmungen - aus, dass der
Beschwerdefiihrer der Arbeitsvermittlung seit dem 01.04.2016 nicht mehr zur Verflgung stehe, da er sich am
15.03.2016 vom Leistungsbezug, ab dem 01.04.2016, abgemeldet habe. Er habe dem AMS erst am 11.05.2016

gemeldet, dass er erst seit dem 11.04.2016 in einem Dienstverhaltnis stehe.

Im Spruchpunkt B) des bekdmpften Bescheides wurde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen den
Bescheid gemal3 8 13 Abs. 2 VWGVG idgF ausgeschlossen.Im Spruchpunkt B) des bekdampften Bescheides wurde die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen den Bescheid gemaR Paragraph 13, Absatz 2, VwGVG idgF

ausgeschlossen.

Dazu wurde begriindend ausgefiihrt, dass nach8& 13 Abs. 1 VwWGVG eine rechtzeitig eingebrachte und zulassige
Beschwerde gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG aufschiebende Wirkung habe. Nach 8 13 Abs. 2 VwGVG kénne die Behdrde
die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieen, wenn nach Abwagung der berthrten offentlichen Interessen
und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Austibung der durch
den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten sei.Dazu wurde
begrindend ausgefuhrt, dass nach Paragraph 13, Absatz eins, VWGVG eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige
Beschwerde gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG aufschiebende Wirkung habe. Nach Paragraph 13, Absatz
2, VWGVG koénne die Behorde die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschlieRen, wenn nach Abwagung der
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berthrten o6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen
Bescheides oder die Austbung der durch den angefochtenen Bescheid eingeraumten Berechtigung wegen Gefahr im
Verzug dringend geboten sei.

2. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefuhrer, fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde und stellte den
Antrag, der Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gemaR & 13 Abs. 5
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz stattzugegeben und den Spruchpunkt B des bekdmpften Bescheides ersatzlos zu
beheben sowie der Beschwerde gegen den Bescheid der regionalen Geschaftsstelle AMS2. Gegen diesen Bescheid
erhob der BeschwerdefUhrer, fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde und stellte den Antrag, der Beschwerde
gegen den  Ausschluss der  aufschiebenden  Wirkung  gemal} Paragraph 13, Absatz 5,
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz stattzugegeben und den Spruchpunkt B des bekdmpften Bescheides ersatzlos zu
beheben sowie der Beschwerde gegen den Bescheid der regionalen Geschaftsstelle AMS

XXXX vom 24.05.2016 stattzugeben und den bekampften Bescheid ersatzlos aufzuhebenrémisch 40 vom 24.05.2016
stattzugeben und den bekdmpften Bescheid ersatzlos aufzuheben.

Den Bereich der aufschiebenden Wirkung begrindet der Beschwerdeflihrer nur insofern, dass er anfuhrt, das
Bundesverwaltungsgericht moge seinem Antrag auf aufschiebende Wirkung stattgeben.

3. Aufgrund des als Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung zu wertenden Antrages auf
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung wurde die gegenstandliche Beschwerde gemal3 § 13 Abs. 5 VWGVG unter
Anschluss der Akten des Verfahrens am 23.06.2016 ho. einlangend dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung
vorgelegt. Es liegt eine Erklarung vor, dass das AMS3. Aufgrund des als Beschwerde gegen den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung zu wertenden Antrages auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung wurde die
gegenstandliche Beschwerde gemald Paragraph 13, Absatz 5, VWGVG unter Anschluss der Akten des Verfahrens am
23.06.2016 ho. einlangend dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt. Es liegt eine Erklarung vor, dass
das AMS

XXXX  von  ihrem Recht  eine  Beschwerdevorentscheidung zu  erlassen nicht absehe, ein
Beschwerdevorprifungsverfahren durchfiihren werde und eine Beschwerdevorentscheidung erlassen werde.romisch
40 von ihrem Recht eine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen nicht absehe, ein Beschwerdevorprufungsverfahren
durchfihren werde und eine Beschwerdevorentscheidung erlassen werde.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der maf3gebliche Sachverhalt ergibt sich aus dem Verfahrensgang.

2. Beweiswurdigung:

Der Verfahrensgang ist den vorgelegten Verwaltungsakten zu entnehmen.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts:

Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | Nr. 51/2012, wurde mit 01.01.2014 (Art. 151 Abs. 51 Z 6 B-
VG) das Bundesverwaltungsgericht (Art. 129 B-VG) eingerichtet.Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,, wurde mit 01.01.2014 (Artikel 151, Absatz 51, Ziffer 6, B-VG) das
Bundesverwaltungsgericht (Artikel 129, B-VG) eingerichtet.

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte usber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit.Gemall Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte u¢ber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit.

GemalR § 9 Abs. 2 Z 1 VWGVG ist die belangte Behorde in den Fallen desGemaR Paragraph 9, Absatz 2, Ziffer eins,
VwGVG ist die belangte Behdrde in den Fallen des

Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behorde, die den angefochtenen Bescheid erlasserrtikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-
VG jene Behdrde, die den angefochtenen Bescheid erlassen

hat - vorliegend sohin das Arbeitsmarktservice Wien XXXX. § 56 Abs. 2 AIVG normiert die Zustandigkeit des
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Bundesverwaltungsgerichts zur Entscheidung Uber Beschwerden gegen Bescheide einer Geschéftsstelle des
Arbeitsmarktservice.hat - vorliegend sohin das Arbeitsmarktservice Wien rémisch 40 . Paragraph 56, Absatz 2, AIVG
normiert die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts zur Entscheidung Uber Beschwerden gegen Bescheide
einer Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice.

3.2. Einzelrichterzustandigkeit:

Gemall 8 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG), BGBI. I. Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.GemaR Paragraph 6, des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwWGG), Bundesgesetzblatt
réomisch eins. Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-
oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal § 9 Abs. 1 BVWGG leitet und fuhrt der Vorsitzende eines Senats das Verfahren bis zur Verhandlung. Die dabei
erforderlichen Beschllsse bedurfen keines Senatsbeschlusses. Nach den Erlauterungen zur Regierungsvorlage (RV
2008 BIgNR 24. GP, S. 4) bedeutet dies, dass der Senatsvorsitzende "insbesondere die Entscheidung Uber den Antrag
auf aufschiebende Wirkung, gegebenenfalls Uber den Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfigung und Uber die
Gewahrung eines Verfahrenshilfeverteidigers" ohne Senatsbeschluss erlassen darf. Da Entscheidungen Uber Antrage
auf aufschiebende Wirkung somit jedenfalls der Einzelrichterzusta;ndigkeit unterliegen, ist anzunehmen, dass auch
Entscheidungen Uber Beschwerden gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung vom Vorsitzenden alleine zu
treffen sind. Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.Gemald Paragraph 9, Absatz eins, BVWGG leitet
und fuhrt der Vorsitzende eines Senats das Verfahren bis zur Verhandlung. Die dabei erforderlichen Beschlisse
bedurfen keines Senatsbeschlusses. Nach den Erlduterungen zur Regierungsvorlage Regierungsvorlage 2008 BIgNR 24.
GP, S. 4) bedeutet dies, dass der Senatsvorsitzende "insbesondere die Entscheidung Uber den Antrag auf
aufschiebende Wirkung, gegebenenfalls Uber den Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfiigung und Uber die
Gewahrung eines Verfahrenshilfeverteidigers" ohne Senatsbeschluss erlassen darf. Da Entscheidungen Uber Antrage
auf aufschiebende Wirkung somit jedenfalls der Einzelrichterzusta;ndigkeit unterliegen, ist anzunehmen, dass auch
Entscheidungen Uber Beschwerden gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung vom Vorsitzenden alleine zu
treffen sind. Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

3.3. Verfahren und anzuwendende Rechtsvorschriften:

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwWGVG geregelt (8 1
leg.cit.). Gemali § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme
des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VWGVG geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal} Paragraph 58, Absatz 2,
VwWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR §13 Abs. 5 VWGVG hat die Beschwerde gegen einen Bescheid gemalR Abs. 2 oder 3 keine aufschiebende
Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder unzuldssig zurlckzuweisen ist, hat die Behdrde dem
Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen. Das
Verwaltungsgericht hat tber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der Behorde,
wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens
zurlickzustellen.GemalR 813 Absatz 5, VWGVG hat die Beschwerde gegen einen Bescheid gemaR Absatz 2, oder 3 keine
aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspatet oder unzuldssig zurtickzuweisen ist, hat die
Behdérde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen.
Das Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der
Behorde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens

zurlckzustellen.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
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dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.Gemald Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, die die Behdrde in
dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.

3.4. Erledigung durch Beschluss:

Gemald § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zuruickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemafR3 Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurusckzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

Gemal § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein
Erkenntnis zu fallen ist.GemaR Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Mit der vorliegenden Entscheidung Uber die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung wird die
Rechtssache nicht erledigt, sondern lediglich Uber die RechtmaRigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung
der in der Hauptsache ergangenen Beschwerde abgesprochen. Mangels Erledigung der Rechtsache hat die vorliegende
Entscheidung somit durch Beschluss zu erfolgen.

3.5. Abweisung der Beschwerde:

GemaR § 13 Abs. 2 VWGVG kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid von der Behdrde ausgeschlossen werden,
wenn nach Abwagung der berUhrten &ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug
des angefochtenen Bescheides oder die AuslUbung der durch den angefochtenen Bescheid eingeraumten
Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Nach § 13 Abs. 5 VWGVG hat die Behérde die Beschwerde
gegen einen Bescheid gemaR Abs. 2 - sofern sie nicht als verspatet oder unzuldssig zurlckzuweisen ist - dem
Verwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen.Gemal3 Paragraph 13, Absatz 2,
VwWGVG kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid von der Behdrde ausgeschlossen werden, wenn nach Abwagung
der beruhrten offentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen
Bescheides oder die Austbung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdaumten Berechtigung wegen Gefahr im
Verzug dringend geboten ist. Nach Paragraph 13, Absatz 5, VWGVG hat die Behdrde die Beschwerde gegen einen
Bescheid gemaR Absatz 2, - sofern sie nicht als verspatet oder unzuldssig zuriickzuweisen ist - dem Verwaltungsgericht
unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverziglich vorzulegen.

Was die Voraussetzungen flir den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach

§ 13 Abs. 2 VWGVG anbelangt, entsprechen diese grof3teils jenen, die§ 64 Abs. 2 AVG normiert (vgl. Lehhofer, Die
aufschiebende Wirkung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, 0JZ 2014, S. 5 ff.). Auch die Erlduterungen zur
Regierungsvorlage weisen darauf hin, dassParagraph 13, Absatz 2, VWGVG anbelangt, entsprechen diese grol3teils
jenen, die Paragraph 64, Absatz 2, AVG normiert vergleiche Lehhofer, Die aufschiebende Wirkung im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren, OJZ 2014, S. 5 ff.). Auch die Erlduterungen zur Regierungsvorlage weisen darauf
hin, dass

§8 13 VWGVG weitgehend der Bestimmung des§ 64 AVG nachgebildet wurde (RV 2009 BIgNR 24. GP). Wie auch dem
Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom 01.09.2014, ZI. 2014/03/0028, zu entnehmen ist, kann somit ohne
weiteres auf die bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zurlickgegriffen werden, um die
RechtmaRigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung an Hand der dort aufgestellten Kriterien zu
Uberprufen.Paragraph 13, VwWGVG weitgehend der Bestimmung des Paragraph 64, AVG nachgebildet wurde
Regierungsvorlage 2009 BlIgNR 24. Gesetzgebungsperiode Wie auch dem Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom
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01.09.2014, ZI. 2014/03/0028, zu entnehmen ist, kann somit ohne weiteres auf die bisherige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zurlckgegriffen werden, um die RechtmaRigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden
Wirkung an Hand der dort aufgestellten Kriterien zu Gberprufen.

Dementsprechend genugt es fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Berufung nicht, dass ein Interesse
einer Partei oder des 6ffentlichen Wohles an der vorzeitigen Vollstreckung des Bescheides besteht, sondern es muss
daruber hinaus noch die Umsetzung des Bescheides in die Wirklichkeit wegen Gefahr im Verzug dringend geboten sein
(Hengstschlager/Leeb, AVG, zu 8 64 Rz 31).Dementsprechend genugt es fir den Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung der Berufung nicht, dass ein Interesse einer Partei oder des offentlichen Wohles an der vorzeitigen
Vollstreckung des Bescheides besteht, sondern es muss dartber hinaus noch die Umsetzung des Bescheides in die
Wirklichkeit wegen Gefahr im Verzug dringend geboten sein (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu Paragraph 64, Rz 31).

"Gefahr im Verzug" bedeutet, dass den berthrten 6ffentlichen Interessen oder den Interessen einer anderen Partei (als
des Beschwerdeflihrers) ein derart gravierender Nachteil droht, dass die vorzeitige Vollstreckung des Bescheides
dringend geboten ist. Die Annahme, dass Gefahr in Verzug vorliegt, bedingt eine sachverhaltsbezogene fachliche
Beurteilung durch die Behorde (Eder/Martschin/Schmid, Verwaltungsgerichte, K10 f. zu§ 13 VwWGVG mH auf die
Erkenntnisse des VWGH vom 24.05.2002, ZI. 2002/18/0001, und vom 22.03.1988, ZI.87/07/0108). Die Gefahr muss
konkret bestehen (Hengstschlager/Leeb, AVG zu § 64 Rz 31)."Gefahr im Verzug" bedeutet, dass den berlhrten
offentlichen Interessen oder den Interessen einer anderen Partei (als des Beschwerdefiihrers) ein derart gravierender
Nachteil droht, dass die vorzeitige Vollstreckung des Bescheides dringend geboten ist. Die Annahme, dass Gefahr in
Verzug vorliegt, bedingt eine sachverhaltsbezogene fachliche Beurteilung durch die Behdrde (Eder/Martschin/Schmid,
Verwaltungsgerichte, K10 f. zu Paragraph 13, VWGVG mH auf die Erkenntnisse des VwWGH vom 24.05.2002, ZI.
2002/18/0001, und vom 22.03.1988, ZI.87/07/0108). Die Gefahr muss konkret bestehen (Hengstschlager/Leeb, AVG zu
Paragraph 64, Rz 31).

SchlieBlich hat auch der Verwaltungsgerichtshof bereits im obzit. Beschluss vom 01.09.2014, ZI. Ra 2014/03/0028, im
Zusammenhang mit einer Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gemaR § 13 Abs. 2 VWGVG
klargestellt, dass die Entscheidung Uber Zuerkennung bzw. Aberkennung der aufschiebenden Wirkung jedenfalls das
Ergebnis einer im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwagung ist.SchlieBlich hat auch der Verwaltungsgerichtshof
bereits im obzit. Beschluss vom 01.09.2014, ZI. Ra 2014/03/0028, im Zusammenhang mit einer Beschwerde gegen den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gemaR Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG klargestellt, dass die Entscheidung
Uber Zuerkennung bzw. Aberkennung der aufschiebenden Wirkung jedenfalls das Ergebnis einer im Einzelfall
vorzunehmenden Interessenabwagung ist.

Das Arbeitsmarktservice Wien XXXX begriindete den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung ausschlieRlich damit,
dass die aufschiebende Wirkung der Beschwerde aus generalprasventiven Grinden den im o&ffentlichen Interesse
gelegenen Normzweck unterlaufen wirde und der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung dem gerechtfertigten Ziel
der Verhinderung der missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung diene. Eine
Begrindung, inwieweit im vorliegenden Fall die vorzeitige Vollstreckung zur Abwendung eines gravierenden Nachteils
im Einzelfall notwendig ist, ist dem bekampften Bescheid jedoch nicht zu entnehmen.Das Arbeitsmarktservice Wien
rémisch 40 begriindete den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung ausschlieRlich damit, dass die aufschiebende
Wirkung der Beschwerde aus generalprasventiven Grinden den im o&ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck
unterlaufen wirde und der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung dem gerechtfertigten Ziel der Verhinderung der
missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung diene. Eine Begriindung, inwieweit
im vorliegenden Fall die vorzeitige Vollstreckung zur Abwendung eines gravierenden Nachteils im Einzelfall notwendig
ist, ist dem bekampften Bescheid jedoch nicht zu entnehmen.

Im gegenstandlichen Kontext ist zu berlcksichtigen, dass das Verwaltungsgericht gemaf}

8 13 Abs. 5 letzter Satz VWGVG - was die Frage der Zulassigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung
anbelangt - "ohne weiteres Verfahren" unverziglich zu entscheiden hat (vgl. dazu Dunser, Beschwerde und
Vorverfahren bei der Behorde, ZUV 2013, 12 ff.). Das bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam einem
Eilverfahren) ohne Setzung der sonstigen Ublichen Verfahrensschritte Uber den Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung erkennen kann (vgl. Eder/Martschin/Schmid, K17 zu 8 13 VwGVG). "Unverziglich" und "ohne weiteres
Verfahren" bedeutet wohl, ohne jede Moglichkeit, erganzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen (vgl.
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Fister/Fuchs/Sachs, Anm. 8 zu § 13).Paragraph 13, Absatz 5, letzter Satz VWGVG - was die Frage der Zuldssigkeit des
Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung anbelangt - "ohne weiteres Verfahren" unverziglich zu entscheiden hat
vergleiche dazu Dunser, Beschwerde und Vorverfahren bei der Behérde, ZUV 2013, 12 ff.). Das bedeutet, dass das
Verwaltungsgericht (gleichsam einem Eilverfahren) ohne Setzung der sonstigen ublichen Verfahrensschritte Uber den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann vergleiche Eder/Martschin/Schmid, K17 zu Paragraph 13,
VWGVG). "Unverzlglich" und "ohne weiteres Verfahren" bedeutet wohl, ohne jede Médglichkeit, erganzende
Sachverhaltsfeststellungen zu treffen vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Anmerkung 8 zu Paragraph 13,).

Insofern verbietet sich im vorliegenden Fall auch die Durchfihrung erganzender Ermittlungen, inwieweit im
vorliegenden Fall tatsachlich eine konkrete Gefahr im Verzug zur Abwehr eines drohenden Nachteils besteht.

Nach MaRgabe des vorliegenden Sachverhaltes vermag das Bundesverwaltungsgericht jedoch nicht davon
auszugehen, dass der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist,
zumal sich hierfur auch aus dem Ubermittelten Verwaltungsakt keine Anhaltspunkte ergeben.

Der Beschwerde ist daher stattzugeben und Spruchpunkt B) des bekdmpften Bescheides ersatzlos aufzuheben.

Das Bundesverwaltungsgericht weist ausdricklich darauf hin, dass mit dem gegenstandlichen Beschluss eine
Entscheidung in der Hauptsache nicht vorweg genommen wird und die Entscheidung Uber Spruchpunkt A) des
bekdmpften Bescheides zu einem spateren Zeitpunkt gesondert erfolgt.
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